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Pressemappe zur Aktionswoche 2006
Drohende Abwicklung des Verbraucherinsolvenzverfahrens – 

Nein zu einem familienfeindlichen Zwei-Klassen-Recht!

Nachfolgend finden Sie Pressetexte, die schwerpunktmäßig die Auswirkungen der geplanten Änderung des Insolvenzverfahrens behandeln. Die Texte behandeln das Thema aus verschiedenen Aspekten und können jeweils für sich selbst stehen. 
	Die Überschuldungs-situation im Jahre 2006
	
	Verschuldung auch in Berlin weiter steigend. Schuldnerberatung warnt vor Reformplänen, die ein unfaires Zwei-Klassen-Recht anstreben.

	
	
	

	Verbraucherinsolvenz vor der Abwicklung
	
	Justizministerien fallen Familien und sozial Schwachen in den Rücken.

	
	
	

	Beratungsstellen bald „dicht“?
	
	Schuldnerberatung könnte geplante Verjährungsregelung mit den bestehenden Kapazitäten nicht bewältigen.

	
	
	

	Die Folgen für den Einzelnen: Die alleinerziehende Mutter
	
	Schulden aus einer gescheiterten Beziehung - Das „Strohfrauen-Schicksal“. Bisher gab es eine Chance, wieder auf die Beine zu kommen. Wie aber sieht es in Zukunft aus? 

	
	
	

	Insolvenzrechtsreform vergisst die Selbstständigen
	
	Die geplante Änderung des Verbraucherinsolvenzrechts versperrt Selbstständigen, Gewerbetreibenden und Freiberuflern den Weg zu einer Entschuldung.

	
	
	

	Licht am Ende des Tunnels
	
	Trotz Kritik im Detail: Eine Umfrage der Landesarbeitsgemeinschaft belegt, dass das geltende Verbraucherinsolvenzverfahren funktioniert!

	
	
	

	Wenn Schulden krank machen....
	
	Überschuldung bleibt nicht ohne Folgen

	
	
	

	Girokonto für Jedermann!
	
	Bitte Kontoverbindung angeben! Ein menschenwürdiges Dasein in der modernen Konsumgesellschaft ist ohne Girokonto nicht mehr vorstellbar.

	
	
	

	Unser Beratungsangebot
	
	Links mit weiterem Hintergrundmaterial, Hinweise zum Beratungsangebot der LAG, zur Online-Beratung sowie Kontaktadressen


Schuldnerberatung warnt vor Reformplänen, die ein 
unfaires Zwei-Klassen-Recht anstreben

Pressekonferenz gemeinsam mit der Senatorin für Gesundheit, Soziales und Verbraucherschutz am Mittwoch, den 20. September 2006 um 11.00 Uhr im Pressesaal des Roten Rathauses, Raum 319
Berlin, den 15. September 2006
Die Zahlen sind spektakulär: Das Statistische Bundesamt verzeichnet für das erste Halbjahr 2006 eine Steigerung der Verbraucherinsolvenzen gegenüber dem Vorjahreszeitraum um nicht weniger als 41,5 %. Hatten in den ersten 6 Monaten des Jahres 2005 30.937 Verbraucher Insolvenz beantragt, lag die Zahl nun bei 43.761 Fällen. 
Neben dem hohen und ständig wachsenden Umfang der Überschuldung belegen diese Zahlen aber vor allem auch, dass das Privatinsolvenzverfahren endlich weitgehend reibungslos funktioniert. Insbesondere nachdem sich der Gesetzgeber dazu entschlossen hatte, die Kosten des Verfahrens den Betroffenen zu stunden, zeigte sich auch für die am härtesten betroffenen Personenkreise nunmehr Licht am Ende des Schuldentunnels. 

Vor diesem Hintergrund ist es erschreckend und unverständlich, dass die Justizministerien der Länder und des Bundes gerade die bewährte Verfahrenskostenstundung nun abschaffen wollen. Allen vollkommen mittellosen Schuldnern wäre damit das Verbraucherinsolvenzverfahren verschlossen. Ihnen bliebe nur ein neu zu schaffendes Verjährungsverfahren. Dieses soll nicht nur volle 8 Jahre dauern, sondern sieht zudem während dieser Zeit auch keinen wirksamen Vollstreckungsschutz für die Verschuldeten vor – ein neuer Start kann so nicht gelingen!

Gerade Alleinerziehende und Familien mit Kindern würden von der Reform besonders hart getroffen: Wie Zahlen der Landesarbeitsgemeinschaft Schuldner- und Insolvenzberatung belegen, wären gerade sie am wenigsten in der Lage, die Verfahrenskosten vorab zu zahlen, um auch zukünftig in das bewährte Verbraucherinsolvenzverfahren zu kommen.
Die Landesarbeitsgemeinschaft Schuldner- und Insolvenzberatung lehnt daher die geplante Reform entschieden ab und begrüßt die Unterstützung in dieser Frage durch die Senatorin für Gesundheit, Soziales und Verbraucherschutz.
Hinweis: Links zu Hintergrundmaterial finden Sie auf Seite 10
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Verbraucherinsolvenz vor der Abwicklung
Justizministerien fallen Familien und sozial Schwachen in den Rücken.
Kaum ein Fachmann nahm zunächst den bayerischen Vorstoß aus dem Jahre 2004 ernst, für mittellose Schuldner zukünftig statt dem bewährten Verbraucherinsolvenzverfahren nur noch eine Verjährungsregelung vorzusehen. Hatten doch vor der Einführung der Insolvenzordnung Experten jahrelang über Für und Wider verschiedener Systeme zur Entschuldung von Verbrauchern nachgedacht. Eine Verjährungsregelung war dabei klar abgelehnt worden. Auch die Nachbarländer in Europa gehen bewusst einen anderen Weg.
An den Argumenten, die gegen das bayerische Modell sprechen, hat sich nichts geändert. Beabsichtigt ist aber offensichtlich ein Sparen „koste es was es wolle“. Denn das Verjährungsmodell wurde trotz aller Kritik im Juni 2006 auf der Tagung der Justizminister auf den Weg gebracht. Nach dem Ende der parlamentarischen Sommerpause ist nun wohl in Kürze mit einem Regierungsentwurf zur Verjährungslösung zu rechnen. 

Dass die Reform am Ende die erhofften Einsparungen erbringen wird, ist recht unwahrscheinlich. Sicher sind dagegen die negativen Folgen - es droht nicht weniger, als dass für viele Betroffene der Weg aus der Schuldenfalle zukünftig auf Dauer versperrt bleibt!
Besonders hart werden dabei Familien mit Kindern und Alleinerziehende betroffen sein. Wie auch die Statistiken der Berliner Schuldnerberatung belegen, sind sie am wenigsten in der Lage, die Verfahrenskosten in Höhe von 1.500 Euro im Vorhinein zu bezahlen. Das aber wird zukünftig die Voraussetzung sein, um nicht auf die Verjährungsregelung (beschönigend „Entschuldungsmodell“ genannt) verwiesen zu sein, sondern weiterhin das bewährte Insolvenzverfahren in Anspruch nehmen zu können. Gleichzeitig weist das „Entschuldungsmodell“ eine Reihe weiterer Ungereimtheiten auf: So würde die Entschuldung bspw. Lohnabtretungen nicht erfassen. Die Banken, die bei weitem am Häufigsten zu diesem Sicherungsmittel greifen, wären so gegenüber anderen Gläubigern sehr deutlich bevorzugt.
Vertreter der Schuldnerberatung aus allen Verbänden der Freien Wohlfahrtspflege, aber auch eine Reihe von namhaften Rechtswissenschaftlern sowie erfahrenen Praktikern aus der Anwaltschaft sowie der Justiz fordern: Stoppt die Verjährungsregelung! Alternativen liegen auf dem Tisch – eine kluge Reform des bestehenden Verfahrens würde nicht nur für alle Betroffenen faire Chancen auf einen Neustart ohne Schulden bieten. Auch die öffentlichen Haushalte würden unter dem Strich erheblich mehr sparen, als durch das sogenannte „Entschuldungsverfahren“. Denn die Folgekosten einer „Reform“, die zehntausenden von Betroffenen den Ausweg aus einer ansonsten oft lebenslangen Schuldenfalle versperrt, wären bei weitem höher, als die vermeintlichen Einsparungen.
Beratungsstellen bald „dicht“?
Schuldnerberatung könnte Verjährungsregelung mit den gegenwärtigen Kapazitäten nicht bewältigen

Wartezeiten und zu geringe Kapazitäten – das fällt Vielen ein, wenn sie das Wort „Schuldnerberatung“ hören. Doch in den letzten Jahren hat sich das Verbraucherinsolvenzverfahren eingespielt. Vor allem: Das Warten lohnt sich! Die Betroffenen haben mit der derzeitigen Regelung eine faire Chance, schon bald wieder in bescheidenen, aber geregelten finanziellen Verhältnissen zu leben. Das von Justizseite geplante sogenannte Entschuldungsmodell, wie die geplante Verjährungsregelung schönfärberisch von ihren Erfindern benannt wird, will dagegen genau dies nicht leisten. Im Gegenteil, die Begründung führt ausdrücklich aus, dass Verschuldete von diesem Verfahren abgeschreckt werden sollen. Die Liste der Grausamkeiten ist lang: 
· Es beginnt mit der Laufzeit von acht Jahren, einer Ungerechtigkeit, die sich nicht rechtfertigen lässt: Sind doch die Betroffenen gerade diejenigen, die besonders stark überschuldet sind und quasi „von der Hand in den Mund“ leben. Gerade Familien mit Kindern und Alleinerziehende sind hier zu nennen.
· Weiterhin fehlt dem „Entschuldungsverfahren“ ein wesentliches Merkmal, das das jetzige Verbraucherinsolvenzverfahren so erfolgreich macht: Der Schutz vor weiteren Vollstreckungsversuchen seiner Gläubiger. Nur so hat der Schuldner die Chance, endlich wieder ein Konto und nicht selten auch eine Arbeit zu finden. Die häufigen „Druckpfändungen“ einiger Gläubiger, die damit versuchen, sich individuelle Vorteile zu verschaffen, sind endlich zu Ende. Anders im Entschuldungsverfahren: Nach dem gegenwärtigen Stand der Entwürfe ist nicht mehr als ein „Alibi-Pfändungsschutz“ vorgesehen, der sehr leicht umgangen werden kann.

· Das „Entschuldungsverfahren“ hat keine Gesamtwirkung – nur die ausdrücklich benannten Forderungen werden „entschuldet“. Für jeden, der lange mit Schulden leben musste oder sonst die Übersicht verloren hat und Gläubiger vergisst, die sich lange nicht gemeldet hatten, kann das gesamte, achtjährige Verfahren umsonst sein. Weitere Unzulänglichkeiten des Verfahrens stecken im Detail, so beim Übergang zwischen Verbraucherinsolvenz- und Entschuldungsverfahren oder beim Umstand, dass nach dem gegenwärtigen Stand Lohnabtretungen nicht erfasst sind.
Bereits diese Aufzählung zeigt deutlich, dass für Viele das Entschuldungsverfahren kein gangbarer Weg sein würde. Diejenigen, die den Weg über das neue Verfahren versuchen, werden um ein Vielfaches mehr Beratungsbedarf haben, als die Klienten im Verbraucherinsolvenzverfahren - und dies über die vollen 8 Jahre Laufzeit! Die Auswirkungen liegen auf der Hand: Nach Schätzungen der Landesarbeitsgemeinschaft Schuldner- und Insolvenzberatung wird es kaum 2 Jahre dauern und die Schuldnerberatungsstellen werden keine neuen Klienten mehr aufnehmen können. 
Die Folgen für den Einzelnen
Die alleinerziehende Mutter

Schulden aus einer gescheiterten Beziehung - das „Strohfrauen-Schicksal“. Bisher gab es eine Chance, wieder auf die Beine zu kommen. Wie aber sieht es in Zukunft aus?
Er kommt nicht mehr zurück. Sie hatte ihm vertraut und für alles mit unterschrieben, „wegen der Bank“, hatte er immer gesagt. Als es dann mit seinem Geschäft nicht mehr weiter ging, ging auch er – stattdessen kamen die Gläubiger. Das wenige Geld, das für sie und die zwei Kinder bleibt, reicht gerade für das Nötigste. An ein Abzahlen der Schulden ist nicht zu denken – nicht jetzt und auch nicht später, auch nicht, wenn die Kinder irgendwann aus dem Haus sind. 

Fälle wie diesen gibt es zu tausenden in Deutschland. Seit Einführung der Insolvenzordnung und der Restschuldbefreiung für Privatpersonen im Jahre 1999 gab es endlich einen Hoffnungsschimmer. Als dann eine weitere Reform dafür sorgte, dass die Verfahrenskosten den Betroffenen gestundet werden, konnte das neue Recht die erhoffte Wirkung entfalten: Mittlerweile finden immer mehr Überschuldete den Weg, der sie aus ihrer Situation führt. Im Jahr 2006 werden es über 80.000 sein. 
Für etwa 80 % von ihnen ist es die letzte Chance, bevor die Türe zuschlägt – jedenfalls wenn es nach den Plänen der Justizministerien des Bundes und der Länder geht. Danach würde wohl schon im Jahr 2007 die Verfahrenskostenstundung abgeschafft. Für vollkommen mittellose Personen bliebe stattdessen nur ein sogenanntes Entschuldungsverfahren. Es ist seiner Begründung zufolge ausdrücklich möglichst abschreckend gestaltet worden – es sollen so „Anreize“ geschaffen werden, damit die Betroffenen stattdessen das Verbraucherinsolvenzverfahren wählen, so der Gesetzesentwurf. Allerdings werden sie hierfür zukünftig nicht weniger als 1.500 Euro vorschießen müssen, eine Summe, die für Viele unter keinen Umständen aufzubringen ist. Den sozial Schwächsten bleibt dann nur das „Entschuldungsverfahren“. Freilich verdient es kaum seinen Namen: Nur die Gläubiger, die der Schuldner ausdrücklich benennt, werden erfasst; die Verfahrensdauer beträgt volle 8 Jahre und während der gesamten Zeit ist der Schuldner nur höchst unzureichend gegen Zwangsvollstreckungen geschützt. 
Nicht zuletzt handelt es sich um ein gesetzgeberisches Experiment: Weder die deutsche Rechtsordnung, noch die unserer Nachbarländer kennt eine vergleichbare Regelung. Fachleute aus Justiz, Rechtswissenschaft und Schuldnerberatung weisen auf eine Fülle ungeklärter Rechtsfragen hin, die große Unsicherheit schaffen und eine Reihe von Korrekturgesetzen nach sich ziehen würden. 
Insolvenzrechtsreform vergisst die Selbstständigen

Die geplante Änderung des Verbraucherinsolvenzrechts versperrt Selbstständigen, Gewerbetreibenden und Freiberuflern den Weg zu einer Entschuldung.

Bisher konnten Gewerbetreibende und Freiberufler mit Ihren selbstständigen Tätigkeiten bei einer Zahlungsunfähigkeit ein Regelinsolvenzverfahren mit Restschuldbefreiung beantragen. Insbesondere Selbstständigkeiten, die operativ Geld verdienten, aber aufgrund eines übermäßigen Schuldendienstes illiquide wurden, konnten durch dieses Verfahren erhalten werden. Z. B. konnte die Inhaberin eines Nagelstudios oder Kosmetiksalons, die aufgrund einer Bürgschaft für Ihren Ehemann in die Schuldenfalle geraten war, ihre Tätigkeit erhalten und so mit ihren Kindern unabhängig von Leistungen der Arbeitsagentur bleiben.

Im aktuellen Entwurf zur Änderung der Insolvenzordnung ist diese Möglichkeit zurückgenommen worden. Die bisherige Stundung für das Regelinsolvenzverfahren soll gestrichen werden. Die Kosten für dieses Verfahren liegen aber in der Regel über 
5.000,- €, eine Summe, die ein kleiner Laden nebenbei nicht erwirtschaften kann.

Das geplante Entschuldungsverfahren als möglicher Ersatz ist aber durch seine Struktur nicht in der Lage diese Lücke zu füllen: Zum Einen variiert die Gläubigerstruktur eines Selbstständigen ständig, zum Anderen ändert sich nach jeder geschriebenen Rechnung die Einkommenssituation. Diese Änderung würde aber den Gläubigern in der achtjährigen Entschuldungszeit ständig neue Vollstreckungsversuche erlauben. Eine selbstständige Tätigkeit wäre so nicht aufrecht zu erhalten.

Auch ehemaligen Selbstständigen wird durch die geplante Rechtsreform eine Entschuldung verwehrt. Im Gegensatz zur Situation bei Verbrauchern entstehen Schulden teilweise erst weit nach der Aufgabe der Selbstständigkeit und neue Gläubiger kommen hinzu. So wird bspw. die genaue Forderungshöhe eines Gewerbemietvertrages erst nach Ablauf der abgeschlossenen Zeitdauer (meist 10 Jahre) bekannt. Auch Steuerbescheide werden teilweise erst Jahre später festgesetzt. Mögliche spätere Reklamationsansprüche werden so von einer Verjährung im Rahmen des geplanten Entschuldungsverfahren nicht erfasst.

Die geplante Änderung der Insolvenzordnung würde damit unter anderem auch diejenigen ausgrenzen, die den Aufforderungen gerade auch aus der Politik gefolgt sind und den Schritt in die Selbständigkeit gewagt haben. Statt einem „fresh start“ auf der Grundlage der gewonnenen Erfahrungen bliebe ihnen nur noch ein Leben an der Pfändungsfreigrenze.
Licht am Ende des Tunnels!

Trotz Kritik im Detail: Eine Umfrage der Landesarbeitsgemeinschaft belegt, das das geltende Verbraucherinsolvenzverfahren funktioniert! 

Überschuldung brachte noch vor wenigen Jahren viele Betroffenen in eine ausweglose Situation: Arbeitslosigkeit, Scheidung oder auch eine gescheiterte Selbstständigkeit brachten Überschuldete immer wieder in eine Art „lebenslangen Schuldturm“.

Seit 1999 mit dem Inkrafttreten der Insolvenzordnung und insbesondere seit 2001, als eine Reform das Restschuldbefreiungsverfahren auch für völlig mittellose Personen zugänglich machte, hat sich die Situation grundlegend geändert: Nun eröffnen sich auch in vorher hoffnungslosen Fällen Perspektiven auf ein Leben ohne Schulden. Endlich wieder ein Girokonto, Schluss mit der ständigen Angst vor neuen Zwangsvollstreckungen und dem „Besuch des Gerichtsvollziehers“, ein neuer Start in Würde und ein Ende der demütigenden Schuldenfalle. 

Die Landesarbeitsgemeinschaft Schuldner- und Insolvenzberatung Berlin e.V. hat nun in einer Fragebogen-Aktion Daten unmittelbar bei den Betroffenen erhoben, die sehr anschaulich klare Belege für die These liefern: Das Verbraucherinsolvenzverfahren funktioniert! 

Mehr als 60 % der Befragten können endlich wieder über ein eigenes Girokonto verfügen, nachdem sie zuvor teilweise über Jahre hinweg auf ein solches verzichten mussten. 

Mit Zustimmungsquoten von 70 bis teilweise über 90 % wurden die Fragen nach gestiegener Lebensqualität, besserer Planbarkeit des Haushalts sowie Ruhe vor dem Gerichtsvollzieher, den Gläubigern und vor Kontopfändungen beantwortet. Und nicht zuletzt können fast 55 % der Befragten bestätigen, dass sich ihre Gesundheit verbessert hat. Dies belegt eindrucksvoll, dass die gemeinnützige Schuldnerberatung nachhaltige Arbeit leistet – sie bietet Perspektiven und unterstützt die Betroffenen umfassend in ihrer individuellen Situation. Der ganzheitliche Ansatz stellt sicher, dass die Verbesserung der Lebenssituation der Überschuldeten von Dauer ist. 
Gleichzeitig zeigt die Untersuchung, dass etwa 80 % der Betroffenen für den Fall, dass ein kürzlich veröffentlichter Reformvorschlag zur Insolvenzordnung realisiert werden sollte, nur noch ein sogenanntes „Entschuldungsverfahren“ wahrnehmen könnten. All das, was das Verbraucherinsolvenzverfahren leistet, ist durch die Neuregelung in Gefahr. Vor allem fehlt ein effektiver Schutz vor Zwangsvollstreckungen und auch die Wirkung der Entschuldung wäre eingeschränkt. Droht also der Rückfall in die Zeit vor 1999 und ein Zwei-Klassen-Recht zu Lasten besonders von Familien und Alleinerziehenden? Die Untersuchung belegt: Trotz Kritik im Detail funktioniert das Verbraucherinsolvenzverfahren. Es sollte behutsam reformiert, keineswegs aber „abgewickelt“ werden.
Die Untersuchung können Sie in Kürze auf unserer Homepage abrufen. 
Wenn Schulden krank machen....

Überschuldung bleibt nicht ohne Folgen.

Wenn umgangssprachlich von „Schuldenlast“ oder auch davon gesprochen wird, dass Schulden krank machen, dann ist – leider – sehr viel Wahres darin verborgen. Kaum ein Außenstehender macht sich in vollem Umfang bewusst, was es konkret bedeutet, über längere Zeit hinweg seinen Zahlungsverpflichtungen nicht mehr nachkommen zu können. Wer verschuldet ist, fühlt sich oft auch schuldig – und sei es noch so unberechtigt. Der Druck der Gläubiger, Scham vor Freunden, Bekannten und selbst der eigenen Familie und schließlich die Angst vor dem völligen sozialen Absturz kommen hinzu. All das führt dazu, dass die Betroffenen in geradezu erschreckendem Ausmaß ernsthaft erkranken. 

Die schwerwiegenden gesundheitlichen Folgen der Überschuldung gehören auch für Mediziner längst zum Allgemeinwissen. Der letzte Armuts- und Reichtumsbericht der rot-grünen Bundesregierung hebt den Zusammenhang zwischen chronischen psychischen Erkrankungen und der schlechten wirtschaftlichen Lage vieler Betroffener hervor. Studien belegen, dass Menschen, die Schulden haben, häufiger unter Krankheiten leiden.

Zunehmend diskutiert werden auch die Auswirkungen von Überschuldung auf den Lebenslauf von Betroffenen. Die schwierige Lebenslage prägt meist 10 und mehr Lebensjahre nachhaltig – umso mehr, je später professionelle Hilfe in Anspruch genommen wird. Die Folgen treffen nicht nur den Einzelnen, sondern sind auch gesellschaftlicher Natur – etwa in Form einer lang anhaltenden Ausgrenzung eines immer größeren Teils der Gesellschaft und der fehlenden „Vermittelbarkeit“ am Arbeitsmarkt.

Vor diesem Hintergrund fordert die Landesarbeitsgemeinschaft Schuldner- und Insolvenzberatung Berlin e.V.: Der Weg in ein faires Restschuldbefreiungsverfahren muss für alle Betroffenen weiter offen bleiben!
Bitte Kontoverbindung angeben! 

Bericht der Bundesregierung zum „Girokonto für Jedermann“ vom Juli 2007 belegt gesetzgeberischen Handlungsbedarf
Ein menschenwürdiges Dasein in der modernen Konsumgesellschaft ist ohne Girokonto nicht mehr vorstellbar: Ob am Arbeitsplatz oder bei der Wohnungssuche – überall wird die Teilnahme am bargeldlosen Zahlungsverkehr verlangt. Trotzdem ist für viele Menschen mit finanziellen Schwierigkeiten ein Girokonto fast unerreichbar. Auch eine freiwillige Selbstverpflichtung der Kreditwirtschaft konnte diesen Missstand nicht beheben. 

Ohne Konto werden Betroffene daher zunehmend ausgegrenzt und sind insbesondere auf dem Arbeitsmarkt chancenlos. So laufen auch die Bemühungen der Bundesregierung leer, mit Hartz IV verstärkt Langzeitarbeitslose wieder in Beschäftigung zu bringen. 

Die Bundesregierung hat nun in ihrem Bericht zur Umsetzung der freiwilligen Selbstverpflichtung betr. ein „Girokonto für Jedermann“ in erfreulicher Deutlichkeit festgestellt, dass nach mehr als zehn Jahren Geltung die Selbstverpflichtung der Kreditwirtschaft als gescheitert angesehen werden muss. Sie fordert die Banken auf, den Kunden einen einklagbaren Rechtsausschuss auf Einrichtung eines Guthabenkontos einzuräumen.
Die Landesarbeitsgemeinschaft Schuldner- und Insolvenzberatung Berlin e.V. weist darauf hin, dass gerade die von den Justizministerien geplante Verjährungsregelung das Problem der Kontopfändungen massiv verschärfen würde: Da während der achtjährigen Verjährungszeit Einzelzwangsvollstreckungen nach den bisherigen Entwürfen nicht wirksam beschränkt wären, käme es nach den Erfahrungen aus der Schuldnerberatung vor allem zu Kontopfändungen. Sie gehen vielfach ins Leere, werden aber dennoch besonders häufig ausgebracht, um den Schuldner unter Druck zu setzen – droht ihm doch schon bei der ersten Pfändung der Verlust seines Girokontos.

Die Landesarbeitsgemeinschaft begrüßt daher die Stellungnahme der Bundesregierung und fordert diese auf, für eine Umsetzung ihrer berechtigten Forderung zu sorgen. Sollte die Kreditwirtschaft der Aufforderung der Bundesregierung nicht nachkommen, darf auch eine gesetzliche Regelung zur Schaffung eines Rechtsanspruches auf ein Girokonto – die es in anderen europäischen Ländern längst gibt – kein Tabu mehr sein!

In allen Bezirken und auch im Internet: Beratung durch die gemeinnützige Schuldner- und Insolvenzberatung 
Die gemeinnützige Berliner Schuldnerberatung bietet Überschuldeten ein Angebot mit Beratungsstellen in allen Berliner Bezirken. Seit einiger Zeit können sich Betroffene nun auch im Internet beraten lassen – kostenlos, anonym und kompetent. Die neue Beratungsmöglichkeit wendet sich vor allem an diejenigen Betroffenen, die (noch) keinen Kontakt zu einer Schuldnerberatungsstelle hatten. Gerade Jugendliche können so zukünftig besonders unkompliziert und anonym Antworten auf ihre Fragen im Umgang mit den Finanzen bekommen – rechtzeitig bevor die Schuldenfalle zuschnappt. Auch für Behinderte und Menschen, die aus anderen Gründen nur sehr schwer während der Öffnungszeiten eine Beratungsstelle aufsuchen können, ist die Online-Beratung sehr attraktiv. 

Die Landesarbeitsgemeinschaft Schuldner- und Insolvenzberatung Berlin e.V. dankt der Jugend- und Familienstiftung des Landes Berlin für die Förderung, die das Projekt Online-Beratung ermöglicht!
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Hier finden Sie weitere Informationen und Hintergrundmaterial:
· Zur Arbeit der Schuldnerberatungsstellen in Berlin und zur Überschuldungssituation 
(Klientenzahlen, Schuldenhöhen u.a.): 
http://www.schuldnerberatung-berlin.de/pressemat.doc 
· Stat. Landesamt Berlin: Anstieg der Verbraucherinsolvenzen im 1. Quartal 06 in Berlin: 
http://www.statistik-berlin.de/pms2000/sg26/2006/06-07-04.pdf
· Stat. Landesamt Berlin: Anstieg der Verbraucherinsolvenzen im 2. Quartal 06 in Berlin: 
http://www.statistik-berlin.de/pms2000/sg26/2006/06-09-12.pdf
· Stat. Landesamt Berlin: Verbraucherinsolvenzen in Berlin 2005 nach Bezirken: 
http://www.statistik-berlin.de/statistiken/unternehmen/regionalstatistik/karte-is-ub-berlin-2005.pdf 
· Statistisches Bundesamt: Insolvenzen im ersten Halbjahr 2006: http://www.destatis.de/presse/deutsch/pm2006/p3610132.htm


Bei der Geschäftsstelle der Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) stehen Ihnen Herr Leinweber, Vorsitzender der LAG, sowie Herr Dr. Richter, Jurist bei der LAG, für weitere Informationen gern zur Verfügung. 

Email:


LAG@schuldnerberatung-berlin.de

Telefon: 

030 453 00 11 – 7  / - 8      Fax: 


030 453 00 11 – 4
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Der Mensch hinter den Schulden
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